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Kreditwirtschaft benötigt zur Wiederherstellung von 

Rechtssicherheit zeitnah einen unbürokratischen AGB-

Änderungsmechanismus 

hier: Rechtspolitischer Handlungsbedarf 

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

für die Kreditwirtschaft ist aufgrund höchstrichterlicher 

Rechtsprechung Rechtsunsicherheit bei der Anpassung von 

bestehenden Verträgen entstanden. Folge ist ein enormer 

bürokratischer Aufwand sowohl für Kreditinstitute als auch für deren 

Kundinnen und Kunden. Der Gesetzgeber kann dieses Problem 

lösen und Rechtssicherheit wieder herstellen. Deshalb wenden wir 

uns heute an Sie. 

 

I. Anpassung von Verträgen in der laufenden 

Geschäftsbeziehung 

 

Bestehende Verträge zwischen Kreditinstituten und ihren 

Kundinnen und Kunden müssen immer wieder angepasst werden - 

auch aufgrund der fortlaufenden Finanzmarktgesetzgebung. Früher 

konnten solche Änderungen per Zustimmungsfiktion für beide 

Parteien rechtssicher und ohne übermäßigen Aufwand umgesetzt 

werden. Zustimmungsfiktion bedeutet, dass dem Vertragspartner 

die Änderungen mitgeteilt werden und dessen Zustimmung als 

erteilt gilt, wenn binnen einer Frist von z.B. zwei Monaten kein 

Einwand erhoben wird. Auf diese Folge wird im Änderungsangebot 

stets ausdrücklich hingewiesen.  

 

Im Jahr 2021 hat der Bundesgerichtshof die jahrzehntelang eta-

blierten Zustimmungsfiktionsregelung in den Allgemeinen 

 

  

 Aktenzeichen:  

 DK  AGB 

 BdB RE.02 

 

 

 

  

 

  

 

 

 

 

 

 

28. November 2025 

 

 



 

 

Seite 2 von 3 

  

Geschäftsbedingungen der Kreditwirtschaft für unwirksam erklärt (Urteil vom 27. April 2021, XI 

ZR 26/20). Infolgedessen ist die Vertragsänderung in der praktischen Umsetzung rechtsunsicher, 

bürokratisch, ressourcenintensiv und verbraucherunfreundlich geworden, wenn nunmehr 

Kreditinstitute sich gezwungen sehen, die ausdrückliche Zustimmung ihrer Kundinnen und 

Kunden zur Vertragsänderung einzuholen. Zudem ist unklar geworden, in welchem Umfang 

Zustimmungsfiktionen genutzt werden können, wie sich insbesondere im Sommer 2025 bei der 

Anpassung der Überweisungsbedingungen aufgrund der gesetzlichen Vorgaben zur 

Echtzeitüberweisung und Empfängerüberprüfung gezeigt hat.  

 

Unbefriedigend ist diese Situation auch deshalb, weil häufig drei bis fünf Kundenkontakte 

erforderlich sind, bis eine Kundenreaktion erfolgt. Fünf Prozent der Kundschaft gibt die 

Zustimmung gleichwohl nicht ab. Wir gehen davon aus, dass die fehlende Reaktion vielfach nicht 

auf sachliche Gründe, sondern auf fehlendes Interesse oder begrenzte zeitliche Verfügbarkeit 

der Kundinnen und Kunden zurückgeht. Dies führt allerdings zu einem immensen, d. h. 

millionenfachen und sich bei jeder Änderung wiederholenden Mehraufwand und zu 

unverhältnismäßigen bürokratischen Abläufen. Diese haben für keinen Beteiligten irgendeinen 

Nutzen.  

 

Kundinnen und Kunden, die beharrlich nicht auf ein Änderungsangebot reagieren, können in eine 

Kündigungssituation kommen - eine für beide Vertragsparteien ungewollte Konsequenz. Sie 

müssen dann bei einem anderen Kreditinstitut ein Konto eröffnen und vorher die dort geltenden 

AGB und Preise akzeptieren. Die Kunden gewinnen dadurch nichts. Vielmehr laufen zum Beispiel 

nicht interessierte oder weniger gut informierte Kundinnen und Kunden Gefahr, bei weiterer 

Untätigkeit am Ende ohne neue Bankbeziehung dazustehen, mit offensichtlich schwerwiegenden 

Nachteilen. 

 

II.  Handlungsbedarf für den Gesetzgeber  

 

Die skizzierte Situation verdeutlicht, dass die Kreditwirtschaft eine gesetzliche Lösung benötigt, 

die wieder Rechtssicherheit schafft. Von der Problematik betroffen sind alle Institutsgruppen, 

unabhängig vom Geschäftsmodell oder dem Digitalisierungsgrad der jeweiligen 

Geschäftsbeziehung.   

 

Das Bestehen eines Handlungsbedarfs für den Gesetzgeber war bereits in der vergangenen 

Legislaturperiode des Deutschen Bundestags evident und besteht fort. Folgende Vorgänge 

belegen den Handlungsbedarf: 

 

• Gutachten von Prof. Dr. Matthias Casper (WM 2022, S. 2353 ff., 2405 ff.) und 

rechtswissenschaftlicher Appell von 30 Professorinnen und Professoren (ZIP 2023, S. 684).  

• Öffentliche Anhörung im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestags am 29. März 2023 auf 

Antrag der damals größten Oppositionsfraktion (BT-Drs. 20/7347).  
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• Finanzausschuss des Deutschen Bundestags befürwortete beim ersten Zukunfts-

finanzierungsgesetz ein Handeln des Gesetzgebers (BT-Drs. 20/9363 vom 15.11.2023, Seite

106).

• Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hatte im Herbst 2023 einen

Lösungsvorschlag erarbeitet mit dem Ziel, Dauerschuldverhältnisse bezogen auf

unwesentliche Änderungen ohne großen bürokratischen Aufwand anpassen zu können.

• Mehrere Bundesratsbeschlüsse fordern eine gesetzliche Regelung zugunsten eines

praxistauglichen AGB-Änderungsmechanismus1.

• Die Bundesregierung hat in ihrer jüngsten Stellungnahme zur Umsetzung der EU-

Verbraucherkredit-Richtlinie eine diesbezügliche Prüfung in Aussicht gestellt2.

III. Zeitnahe Rechtssicherheit ist geboten

Da eine Gesetzeslösung der bestehenden erheblichen praktischen Probleme dringlich bleibt, 

bitten wir Sie um Unterstützung unseres Anliegens gegenüber der Bundesregierung.  

Dem Vernehmen nach wartet das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

insoweit auf ein Signal aus der Politik. Deshalb wäre es zielführend, wenn der Deutsche 

Bundestag einen Entschließungsantrag zu diesem Thema fassen würde, der die Bundesregierung 

auffordert, das beschriebene Problem beim AGB-Änderungsmechanismus zumindest im Bereich 

der Kreditwirtschaft gesetzlich zu lösen. Auf diese Weise könnte die von der Bundesregierung 

vor Kurzem in Aussicht gestellte Prüfung konkretisiert werden.  

Gerne stehen wir für ein Gespräch zur Verfügung, um unser Anliegen näher zu läutern, das im 

beigefügten Positionspapier im Einzelnen beschrieben wird.  

Mit freundlichen Grüßen 

für Die Deutsche Kreditwirtschaft 

Bundesverband deutscher Banken 

   

   

Anlage: Positionspapier 

1 Beschlüsse des Bundesrats vom 29. September 2023 zum ersten Zukunftsfinanzierungsgesetz (BR-Drs. 362/23, Seite 5), vom 26. 

April 2024 zum Bürokratieentlastungsgesetz IV (BR-Drs. 129/24, Seite 28) und zuletzt vom 29. Oktober 2025 zur Umsetzung der EU-

Verbraucherkredit-Richtlinie (BT-Drs. 21/2459, Seite 12, Ziffer 17) und 21. November 2025 zum Bankenrichtlinienumsetzungs- und 

Bürokratieentlastungsgesetz (BRUBEG, BR-Drs. 552/25(B), Seite 18, Ziffer 23). 

2 Vgl. BT-Drucksache 21/2459, Seite 20, Ziffer 17 vom 29. Oktober 2025. 




